Durchsetzung der Gleichstellungsrechte

Zuständige Behörden

§ 30

Für die Durchführung des Verfahrens zur Durchsetzung der Gleichstellungsrechte nach diesem Gesetz sind die Schlichtungsstelle beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen und die ordentlichen Gerichte zuständig.

Schlichtungsstelle beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen

§ 31

(1) Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat fachlich geschulte Beamte oder Angestellte zum Zwecke der Entlastung der Gerichte mit der Durchführung von Schlichtungsverfahren in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes zu betrauen.

Ein Verfahren bei den ordentlichen Gerichten kann nur eingeleitet werden, wenn die Sache vorher bei der Schlichtungsstelle anhängig gemacht worden ist.

(2) Die Schlichtungsstelle hat nach Vornahme der erforderlichen Ermittlungen, wenn der Versuch einer gütlichen Beilegung des Streites erfolglos geblieben ist, über den Antrag zu entscheiden. Auf das Verfahren sind, sofern dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG) anzuwenden.

(3) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle kann durch kein Rechtsmittel angefochten werden. Sie bildet, wenn die Frist zur Anrufung des Gerichtes nach § 32 Abs. 1 abgelaufen ist, einen Exekutionstitel im Sinn des § 1 der Exekutionsordnung.

(4) Die im Verfahren vor der Schlichtungsstelle erforderlichen Schriften und die vor ihr abgeschlossenen Vergleiche sind von Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

Anrufung des Gerichtes

§ 32

(1) Die Partei, die sich mit der Entscheidung der Schlichtungsstelle nicht zufrieden gibt, kann die Sache innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung der Entscheidung bei Gericht anhängig machen. Durch die Anrufung des Gerichtes tritt die Entscheidung der Schlichtungsstelle außer Kraft. Sie tritt jedoch wieder in Kraft, wenn der Antrag auf Entscheidung des Gerichtes zurückgezogen wird. Die Entscheidung über einen Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der Anrufungsfrist obliegt dem Gericht; der Wiedereinsetzungsantrag ist unmittelbar bei Gericht einzubringen.

(2) Das Gericht kann ferner von jeder Partei angerufen werden, wenn das Verfahren vor der Schlichtungsstelle nicht binnen drei Monaten zum Abschluss gelangt ist. Sobald ein solches Begehren bei Gericht eingebracht wurde, hat die Schlichtungsstelle das Verfahren einzustellen.

(3) Über den Tag, an dem das Verfahren bei der Schlichtungsstelle anhängig gemacht wurde, über den Inhalt der Entscheidung der Schlichtungsstelle oder, wenn es zu einer solchen nicht kommt, darüber, dass der Vergleichsversuch erfolglos geblieben ist, hat die Schlichtungsstelle der Partei auf Verlangen eine Bestätigung auszustellen. Begehrt die Partei die Entscheidung des Gerichtes, so hat sie diesem die Bestätigung vorzulegen. Die Schlichtungsstelle hat dem Gerichte auf Ersuchen die Akten zu übermitteln.

(4) In Verfahren vor den ordentlichen Gerichten in Angelegenheiten nach diesem Bundesgesetz gelten, soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt, die Bestimmungen für das Verfahren in Zivilrechtssachen sinngemäß.

Unterbrechung eines Rechtsstreits

§ 32a

Das Verfahren über einen Rechtsstreit ist von Amts wegen zu unterbrechen, wenn die Entscheidung von einer Vorfrage abhängt, über die ein Verfahren nach diesem Bundesgesetz beim Gericht oder der Schlichtungsstelle bereits anhängig ist.

Einstweilige Verfügungen

§ 32b

Zur Sicherung von Ansprüchen nach diesem Bundesgesetz kann das Gericht einstweilige Verfügungen nach der Exekutionsordnung erlassen. Im Falle der Glaubhaftmachung im Sinne des § 34 kann ihre Bewilligung nicht von einer Sicherheitsleistung nach § 390 Abs. 2 der Exekutionsordnung abhängig gemacht werden. Wird ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung bei Gericht gestellt, so kann ab diesem Zeitpunkt ein

Verfahren bei der Schlichtungsstelle gemäß § 31 nicht mehr anhängig gemacht werden; für ein bereits bei der Schlichtungsstelle anhängiges Verfahren gilt § 32 Abs. 2 zweiter Satz sinngemäß. Der Antrag in der Hauptsache ist in diesen Fällen bei Gericht einzubringen.

Besondere Verfahrensbestimmungen

§ 33

(1) In Verfahren bei der Schlichtungsstelle oder bei den Gerichten wegen einer Diskriminierung oder einer Benachteiligung nach diesem Bundesgesetz haben Parteistellung:

a) Personen im Sinne der §§ 5, 6 und 7;

b) Verbände und Vereine, deren satzungsgemäßer Zweck die Wahrung der Rechte und Interessen von Menschen mit Behinderungen ist, sofern und insoweit sie die Bekämpfung von Diskriminierungen oder Benachteiligungen im Sinne dieses Gesetzes betreffen, die von einem konkreten Einzelfall abstrahiert werden können;

c) natürliche oder juristische Personen, denen die Diskriminierung oder Benachteiligung im Sinne dieses Bundesgesetzes zum Vorwurf gemacht wird.

(2) Benachteiligte oder diskriminierte Personen im Sinne dieses Bundesgesetzes können sich in den sie betreffenden Verfahren nach diesem Bundesgesetz auch durch Verbände oder Vereine im Sinne des Abs. 1 lit. b vertreten lassen. Diese gelten jedenfalls als qualifizierte Vertreter. Darüber hinaus können sich diskriminierte oder benachteiligte Personen im Sinne dieses Bundesgesetzes auch von jeder anderen geeigneten natürlichen oder juristischen Person vertreten lassen.

Beweislast

§ 34

Wenn im Streitfall der behinderte Mensch im Sinne des § 5 oder im Falle einer Verbandsklage der Verband oder der Verein im Sinne des § 33 Abs. 1 lit. b Umstände glaubhaft macht, die eine Diskriminierung oder Benachteiligung im Sinne der §§ 6 und 7 mit Wahrscheinlichkeit annehmen lassen, trägt die Gegenseite die Beweislast dafür, dass eine Benachteiligung oder Diskriminierung nicht vorliegt oder nicht auf die Behinderung bezogene sachliche Gründe hierfür vorliegen.

Sanktionen

§ 35

(1) Eine benachteiligte oder diskriminierte Person im Sinne dieses Bundesgesetzes kann im Verfahren nach § 30 ff verlangen:

die Abgeltung des durch die Benachteiligung oder Diskriminierung erlittenen Schadens unter sinngemäßer Anwendung der §§ 1293 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB);

die Abgeltung des immateriellen Schadens für die durch die Benachteiligung oder Diskriminierung erlittene Beleidigung, Kränkung, Herabwürdigung oder Belästigung, wobei diese zumindest mit € 500,-- zu bemessen ist;

die Unterlassung der Benachteiligung oder Diskriminierung;

die Beseitigung der benachteiligenden oder diskriminierenden Umstände;

die Veröffentlichung einer Gegendarstellung im Sinne des § 9 des Mediengesetzes mit der Maßgabe, dass die benachteiligende oder diskriminierende Darstellung (§§ 6 und 7) richtiggestellt werden muss.

(2) Wenn wegen einer Benachteiligung oder einer Diskriminierung bzw. wegen des fehlenden Nachteilsausgleichs eine Frist versäumt wurde, muss derjenige so gestellt werden, als wäre die Säumnis nicht eingetreten.
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